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Unterrichtung 

durch die Bundesregierung 


Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die in der Landwirtschaft im 
Anschluß an die Heraufsetzung des Leitkurses des niederländischen Gulden zu 
treffenden Maßnahmen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
die Artikel 42 und 43, 

auf Vorschlag der Kommission, 

nach Stellungnahme des Europäischen Parlaments, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Heraufsetzung des Leitkurses des niederlän- 
dischen Gulden mit Wirkung vom 17. September 

1973 führt gemäß der Verordnung Nr des 

Rates vom über die im Agrarsek- 

tor für den niederländischen Gulden zu verwenden- 
den Umrechnungssätze *) zu einer Senkung der in 
Gulden ausgedrückten Agrarpreise, die im Rahmen 
der Gemeinsamen Agrarpolitik in Rechnungseinhei- 
ten festgesetzt sind. 

Es erscheint zweckmäßig, das Königreich der Nie- 
derlande zu ermächtigen, einen Ausgleich bis zur 
Höhe von 2 v. H. des Verkaufspreises der Agrar- 
erzeugnisse zu gewähren. 

Es empfiehlt sich, daß sich die Gemeinschaft über 
den EAGFL an der Finanzierung der vorgesehenen 
Beihilfen beteiligt - 


HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 
Artikel 1 

1. Die Niederlande sind ermächtigt, den niederlän- 
dischen landwirtschaftlichen Erzeugern während 


eines Zeitraums von sechs Monaten eine Bei- 
hilfe zu den nachstehenden Bedingungen zu ge- 
währen. 

2. Die Beihilfe wird in Form eines Ausgleichs ge- 
währt, den der landwirtschaftliche Erzeuger beim 
Verkauf seiner Erzeugnisse erhält und der höch- 
stens 2 v. H. des Verkaufspreises betragen darf; 
die Beihilfe kann entweder vom Käufer oder von 
einer von den zuständigen einzelstaatlichen Be- 
hörden bestimmten Stelle gezahlt werden. 


Artikel 2 

Der EAGFL, Abteilung Garantie, beteiligt sich an 
der Finanzierung der in Artikel 1 genannten Maß- 
nahmen, indem er dem Königreich der Niederlande 
einen Betrag in Höhe von 5 Millionen Rechnungs- 
einheiten zu Lasten des Haushaltsplans der Euro- 
päischen Gemeinschaften für das Haushaltsjahr 1974 
überweist. 


Artikel 3 

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L . . . 
vom , S 
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Begründung 


Mit Fernschreiben vom 15. September 1973 hat die 
niederländische Regierung die Kommission von 
einer am 17. September 1973 wirksam werdenden 
Heraufsetzung des Leitkurses des niederländischen 
Gulden um 5 v. H. in Kenntnis gesetzt. Gleichzeitig 
hat die niederländische Regierung beantragt, im Rah- 
men der gemeinsamen Agrarpolitik einen besonde- 
ren Umrechnungskurs für den niederländischen Gul- 
den festzusetzen, der etwa 105 v. H. der beim IWF 
gemeldeten und von diesem anerkannten Parität 
des niederländischen Gulden betrüge. 

Die Kommission hat dem Rat einen Vorschlag zur 
Festsetzung eines repräsentativen Kurses des Gul- 
den unterbreitet, der zum 17. September Anwen- 
dung findet und eine Höherbewertung um 5 v. H. 
gegenüber dem bisher für die Umrechnung der Daten 
der gemeinsamen Agrarpolitik verwendeten Kurs 
bedeutet. Dies wird eine Senkung der im Rahmen 
der gemeinsamen Agrarpolitik in Rechnungseinhei- 
ten festgesetzten und in Gulden ausgedrückten 
Preise zur Folge haben. Durch diese Maßnahme, die 
einen anti-inflationistischen Aspekt hat, wird auch 
vermieden, daß der einheitliche Charakter des ge- 
meinsamen Agrarmarktes erneut zerstört wird. 

Die Regierung der Niederlande hat die Absicht be- 
kundet, den landwirtschaftlichen Erzeugern einen 
Ausgleich in Form einer Beihilfe zu gewähren, die 
sie für die Dauer von sechs Monaten mittels einer 
Erhöhung der Mehrwertsteuersätze von 4,25 v. H. 
auf 6,25 v. H. erhalten. Den Schätzungen der nieder- 
ländischen Regierung zufolge läßt sich diese Bei- 
hilfe auf 120 Millionen Gulden beziffern. 

Es erscheint zweckmäßig, die Regierung der Nie- 
derlande zur Gewährung dieses Ausgleichs zu er- 
mächtigen. In Anbetracht der bereits bestehenden 
Präzedenzfälle und der Bedeutung der Maßnahme 
für die Gemeinschaft schlägt die Kommission außer- 
dem eine Beteiligung des EAGFL in Höhe von 15 
v. H. der Ausgaben zu Lasten des Haushaltsplans 
1974 vor. 


In finanzieller Hinsicht ergeben sich aus Artikel 2 
dieses Vorschlags für die Abteilung Garantie des 
EAGFL zusätzliche Ausgaben in Höhe von 5 Millio- 
nen RE, die dem Haushaltsplan der Europäischen 
Gemeinschaften für das Haushaltsjahr 1974 anzu- 
lasten sind. 

Abgesehen von diesen zusätzlichen Ausgaben ist 
zu erwähnen, daß sich aus dem Vorschlag für eine 
Verordnung des Rates über die im Agrarsektor für 
den niederländischen Gulden zu verwendenden Um- 
rechnungskurse ergibt, daß der in diesem letztge- 
nannten Vorschlag vorgeschlagene repräsentative 
Kurs die Nichtanwendung der 5prozentigen Auf- 
wertung des Gulden im Rahmen der in der Verord- 
nung (EWG) Nr. 974/71 vorgesehenen Regelung für 
den gesamten (inner- und außergemeinschaftlichen) 
Handel der Niederlande zur Folge hat. Da Artikel 7 
der Verordnung (EWG) Nr. 974/71 die gemeinschaft- 
liche Finanzierung der Ausgleichsbeträge vorsieht, 
werden durch diese Nichtanwendung zusätzliche 
Ausgaben und Einnahmen vermieden, die sich für 
die verschiedenen Arten des Handels wie folgt ver- 
anschlagen lassen: (Zeitraum von 12 Monaten) 

— innergemeinschaftlicher Handel: 

65 Millionen RE zusätzliche Ausgaben 
20 Millionen RE zusätzliche Einnahmen 

45 Millionen RE zusätzliche Nettoausgaben des 
EAGFL, Abteilung Garantie (Intervention) 

— Ausfuhren nach 

Drittländern: 20 Millionen RE zusätzliche Ausga- 
ben (Erstattungen) (EAGFL, Garantie) 

— Einfuhren aus 

Drittländern: 15 Millionen RE zusätzliche Einnah- 
men (in die Eigenmittel einzubeziehende Ab- 
schöpfungen ohne Berücksichtigung der Erhe- 
bungskosten von 10 v. H.) 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes vom 27. Juli 1957 zugeleitet mit Schreiben des Bundeskanzlers vom 
vom 4. Oktober 1973 - 1/4 (IV/ 1)- 680 70 ~ E - Le 7/73: 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der Kommission der Europäischen Gemeinschaften 
vom 19. September 1973 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemeinschaften übermittelt 
worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments zu dem genannten Kommissionsvorschlag ist vorgesehen , die 
Anhörung des Wirtschafts- und Sozialausschusses nicht. 

Mit der alsbaldigen Beschlußfassung durch den Rat ist zu rechnen. 
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